
~. 1.Baiblatt Beiblatt zur ParlamentskorrGspondenz 8.April 1952 

Anfragebeantwortung 

. "Zur Anfrage der Abge L a k 0 w i t s c h und Gen.. betreffend die 

Gebarung der österreichischen Bundesbahnen im Jahre 1952, teilt Bundes­

minister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe Dipl.-Ing.W a 1 d-

b run 1'1 erfolgendes mit. 

"Die Herren Abgeordneten verweisen in ihrer Anfrage selber darauf, 

da.ss im Budget 1952- das vom Nati.onalrat ordnungsgemäss beschlossen wurde -

1.100 Millionen Schilling Mehreinnahmen aus der QütertarifarhöhUhg ent~ 

halten sind. 'Ober die Möglichkeit und Notwendigkeit einer Mehreinnahme 
., . 

in diesem Ausma.sss a.us der Gütertariferh8hung·1952 war übrigens vor Ein-

bringung des Budgetentwurfes durch dan Herrn B'undesminister für F:i.nanzen 1m 

Parlament eine Vereinbarung der beiden Regierungsparteien zustandegekommen. 

Wie allgemein bekannt ist, konnte diese GütertariferhClhu1'1g nur mit grosser 

Verspätung bescblossenwerden und auch dann nur i~ wesentlich geringer~m 

Ausmasss, als ursprünglich vorgeseh~n war. Die Wirtschaft, von deren Opfern 

in dieser Tarifsache die Herren Abgeordneten spreol1en, hat sich auf diese 

Art durch'vier Monate überhaupt jegliche Mehrzahlung erspart und wird mit 

der Inkraftsetzung der nauen Tarife am l.Mai d.J.nicht nur wesentlich 

weniger zu zahlen haben, als die Gestehungskosten dGr Österreichiscben 

Bundesbahnen sind, sondern auohweniger als in den m.eisten a~deren Ländern. 

Das Bundesministerium für Finanzen hat bei Festsetzung der monat­

lichen Zusohüsse an die österreiohischen Bundesbahnen "diese Mindereinnahmen 

aus der verspäteten und unZulänglichen Gütertarifretorm, die für das Jahr 

1952 mindestens 600 Millionen Schilling ausmaohen, nicht berücksichtigt. 

Dadurch ist eine sehr ern~te und allgemein zu bodauernde Störung im Hausha.1 t 

der &sterreichisohan Bundesbahnen eingetreten. Vor allem sind seit Beginn 

dies91j1 Jahres namhafte Zahlungsrüokstände aufgelaufen, die sich zum Teil 

auf Leistungen aus d~m Vorjahre beziehen und in den ersten Monaten 1952 
entspreohend den vereinbarten Bedingungen zu den fällt.en Terminen zu ba-

. gleiohen gewesen wären. Da mehr als 90 % der veran~chlagten Betriebsausgaben 

unmittelbar mit ·der Betriebsführung und mit der Erhaltung der Betriebs-
i-, 

sicherheit zusammenhängen und auch die restlichen Betriobsausgaban zum Teil 

unerlässliche Erneuerungsaufwendungen enthalten, sind einer Einschränkung 

relativ enge Grenzen gezogen. Hieraus folgt, dass nicht einfliessende Ein­

nahmen im Betrage von 600 Millionen Schilling zu einer ErhClhung des budge-
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tierten Betriebsabianges und damit ellen zu höheren Fundeszuschüssen führen 

mßssen. Das Budget der Bunde sb ahnen, und ihre Ausgaben sind, ~e ges~gt, 

vom Na.tionalra-; beschlossen worden, die Verwaltung der Österreich:ischen 

Bundesbahnen hat sich da.ran zu halten, das Bundcsministerium für Finanzen 

hat jedooh diese Tatsachen bisher nicht en!spreohend berücksichtigt. 

Im besonderon beantworte ich die gestellten Fragen wie folgt: 

a.dl) Die mit dem Hinweis auf den Personalstand des Jag,ree 1937 ' 

erhob(n~e AnkJ,.age gegen die heutige Personalpolitik der Österreichisohan 

~unde~bahnen brioht bei s~ch1icher Prüfung in sich zusamme~ 

Da~ notwe~dige Persona+stand einer Eisenbahn hängt zu einem 

Guttail von der zu erbringenden Verkehrsleistung ab. So betrug der Pers()nal­

stand dar Österreichisol]..en. BundeS1:>ahnan i~ Jahre 1936 1m JahrQsd\U'0~schnitt 

55.537,. im Jahre 1931 abe~ 5<5.903 Köpfe. Im Jahre 1931 wurden 60 Mi:L+ionan 

Reise~de bef,8rdert und 4,3 JtieV,iarden lQ'ettotonnenki10111eter im Güte:r:verkehr 

get,"a!u'en, 195,l wurden demgegen/123 Millionen Reisende beföl'dert 'tn4 6,6 Mi1liar· .. 

den Nettcrtonnenl:tUometer erbracht. Berü(-L:!:i::1.chtigt man nooh, dass d!'!os darzei­

tig~ Vr1.a.ubs ... :und Feiertagsgesetz e,inMel]..r von 2. 000 Be(lie~steten bai den 
".- - - .' "." .. ..'" '.' 

österreichischen Bundeßba,hnen erfordert t und' bedenkt ~a.n, dass dieW~eder-

aufbauarbeit,min den Werkstätten und auf der Strecke zusät~l~ohe Kräfte 

erfordern, GO kann von e:i.nem überhöhten Perscmalstand füglJ);cll niohtgesprochen 

werden. 

Die starke Senkung de,s Personalstandes, die seit cl.em Ja,hre1946 

vor.g'enOJnmenwurde, hat zwangsläufig auch eine ErhöhUl').g des Standes an 

Pensio,nisten mit sich gebraoht& Wie dabei vorgegangen wurde, lässt folgoJide 

Oegeniibe rs tel;lung e rke:rlllen: 

:rn ~er Zoi t von J..929 bis 1931 hat s;i.ch di~ahl der Aktiven bei 

den öst,erreiOhisollen Bun.desbahnen um rund 300 POQ vermindert, die Zahl der 

Pensionisten um 20. OOO~rhöht" Vom Jahre 1946 bis 1951 ha.t si~hd,ie Zahl 

d&1".Aktl.ven demgegenüRer um 40. 000 vel'milldert und die Z~ der Pellei<:mlsten 

nUll um 10.000 ernöht'!'. 

Die von dal:' Verwaltung der Österreichischen B'Undesbahnen im gegon­

wärti~nZeftpunkt betriebene Personalp,ol:i t,ik geht dahin, Bea.mte, ~ola.tlge 

sie körperlich und geistig im Vollbesitz ihr,er Kräfte sind '-1nd ,den Antor­

d~rung~n des Dia~tes g.el"echt weJ;'den, im D:i.onste zu belassen. 1)ie Genera,l-
" , ~, , " 

dir~ktionhat daher angeordnet, dass Ruhestandsversetzungellvon Bediensteten 

vor Yollelldung des 60.Lebensja.hres nur mit ihrer Zustimmung' vorgenommen werden 

dürfen. Es, muss aber 'bemerkt werden, dass dom Lok"", Verschub- und Zugbe-
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gloitungspcrsonal schon in der Monarchie eine begünstigte Dienstzeitle­

rechnung für die Ermittlung des Ruhegenusses zuerkannt wurde" 

DIDW Entlohnung der Bediensteten der Österraichisohen Bundesbahnen 

ist das Leistungsprinzip zugrund~gelegt~ Dieses Prinzip wurde bei den 

Österreichisch.en Bundes'ba.bnen ebenso wie überall sonst im öffentlichen Dienst , 

durch dia linearen Teuerungszuschläge vielfach ~erstört. Eine Rückkehr zum 

reinen Leistungslohn"würde heute eine untragbare Erhöhung der Personalkosten 

mit sich bringen~ 

Wenn unter den Nebenbetrieben in der k1frageetwa die Workßtätten 

verstanden sein sollten, so muss festgestellt werden, dass die Produktions­

kosten dieser Werkstätten mit den entsprechenden Kosten der Privatindustria 

ohneweitarv verglichen werden können~ 

Was bisher von den Österreichischen Bundesbahnen an Wiederauibau­

arbeiten und an Vereinfachungen geleistet worden ist - und das ist wahrlich 

nicht wenig -, wäre unmöglich gewesen, wenn nicht die Personal vertretung 

sich rückhaltslos zu den Interessen des Betriebes bekannt und durch ihr 

Einwirken beim Personal das Bewusstsein der Betriebsverbundenheit vertieft 

hätte. Heute ernstlich die Frage aUfzuwerfen, ob die Perso~alvertretungsvor­

schrift durch ein Gesetz fundiert ist oder' nicht, hielte ich für einen zweck­

losen Streito. 

ad 2) Auf Grund eines Übereinkonunens zwischen Bahn und Post dienen 

die Kraftwagenbetriebe dieser beiden Verwaltungen völlig verschiedenen Auf­

gaben Und vermeiden so ~in~ gegenseitige Konkurrenzierung. Während die 

Kraftwagen der Österreichischen Bundesbahnen dazu da sind, den Schienenverkehr 

zu ersetzen oder zu ergänzen, dient der Kraftwagenverkehr der Post der 
'" Erschliessung von Gebieten abseits der .Bahno Selbst aus der ZusammenlegUng 

der Verwaltungen der beiden Kraftwagenbetriebe könnten sich kaum besondere 

Ersparungen ergeben~ Da zudom die Stützpunkte der einzelnen Betriebsstellen 

in den meisten Fällen nicht im selben ärt liegen, könnte die Vereinigung 

der beiden Kraftwagenbetriebe auch im Aussendienst kaum kostenersparend 

wirken. In den seltenen Fällen, in denen gemeinsame Betriebsstellen ein­

gerichtet werden können, ist dies bereits vorgesehen. 

\ 
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,a.d 3) Anknüpfend an meine Ausführungen über die detzaitigen 

Raushaltsschwier1gkei ten und Zahlune~rückstände der österrej.'chischen 

:Bund e sbahnen, darf ich feststellen', dass bereits eine Reihe von im Budget 

vorgesahenenArbeiten nicht aufgenommen und wichtige Matarialbestellungen 

nicht durchgeführt werden konnten. Diese~ Zurückstellen notwendiger ~beitan 

und Beschaffunsen wird zwar eine gewisse Entlastung des Haushal teB der 

österreichischen Bundesbahnen im Jahre 1952 bringen, dafür aber sowohl 

die Betriebsschwierigkeiten wie die Betriebskosten der Österreichischen 

Bundesbahnen erhöhen und auch die Lieferfirmen durch mgngelnde Beschäftigung 

ungünstig beeinflu~Ben. Die Schäden für die österreichische Volkswirtschaft 

a.us einer solohen Entwicklung sind otfenkundigo Es sind Verhandlungen mit 

dem Bundesministerium für Finanzen im Gänge, um für die Abdeokung der 

Zahlungsr[Ckstände und ,die Fortführung der notwondigenArbeiten finanziell 

vorzusorgen. Es bleibt zu hoffen, dass im Interesse 'der Österreiohisohen 

nund~sbahnen und der 8sterreichisohen Volkswirtsohaft bald eine befriedigende 

Lösung der aus der verspäteten und verminderten Tariferhöhung geschaffenen 

Schwierigkeiten gefunden werden kann." 

-'--0-.-
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